
F olge einer unzureichenden oder
nicht dokumentierten Aufklä-
rung ist, dass der Zahnarzt für

die Behandlung bzw. für die aufgrund
dieser Behandlung entstandenen Schä-
den zivilrechtlich haftet, ohne dass ihm
tatsächlich ein Behandlungsfehler un-
terlaufen sein muss. Mangels Aufklä-
rung ist der Behandlungsvertrag in die-
sem Fall nicht wirksam zwischen Zahn-
arzt und Patient zustande gekommen.
Wie bereits beschrieben, stellt der Ein-
griff durch den Zahnarzt eine nicht-
gerechtfertigte Körperverletzung des
Patienten dar.
Erschwerend kommt in diesen Fällen
hinzu, dass der Zahnarzt in einem Haf-
tungsprozess die Aufklärung und de-
ren Umfang beweisen muss. Kann der
Zahnarzt die Aufklärung nicht bewei-
sen, dann geht das Gericht zu dessen
Lasten davon aus, dass die Aufklärung
nicht erfolgt ist. 
Dies hat man nun versucht im Patien-
tenrechtegesetz zu normieren. Mit viel
Beachtung wurde das Patientenrechte-
gesetz bereits im Vorfeld diskutiert.
Egal ob Boulevardblatt oder „seriöse“
Tageszeitung, egal ob Politiker oder

Funktionär, letztlich hatte jeder eine
Meinung zu der Gesetzesänderung.
Das Patientenrechtegesetz sollte nach
dem Willen des Gesetzgebers unter 
anderem die Rechte der Patienten 
stärken, Transparenz schaffen und die
Patienteninformation verbessern. Die
in den neuen §§ 630 a ff. BGB gere-
gelten Pflichten scheinen jedoch nur
Rechte und Pflichten wiederzugeben,
die bislang durch die Rechtsprechung
zur (Zahn-)Arzthaftung, dem Grund-
gesetz, der Berufsordnung der Ärzte 
und weiteren Gesetzen bereits geregelt
wurden. Ob Sie diese alle kennen, kön-
nen Sie nachfolgend überprüfen.
Zunächst ist grundlegend zwischen der
sogenannten Sicherheits- oder thera-
peutischen Aufklärung einerseits und
der Eingriffs- und Risikoaufklärung 
andererseits zu unterscheiden. Eine 
dritte Fallgruppe beschäftigt sich mit
der wirtschaftlichen Aufklärung.

Die therapeutische Aufklärung

Die therapeutische Aufklärung bein-
haltet die Beratung über therapie-
richtiges Verhalten, beispielsweise also
über eine etwaige Mitwirkung des Pa-

tienten, oder die rechtzeitige Einlei-
tung einer sachgerechten Nachbe-
handlung. Sofern hier Versäumnisse 
erfolgten, so hat die Rechtsprechung
dies bisher nicht als Aufklärungsfehler
gewertet, sondern als Behandlungs-
fehler. Dies war insofern entscheidend,
als Behandlungsfehler – im Gegensatz
zu Aufklärungsfehlern – von Patienten
zu beweisen sind.
Die therapeutische Aufklärung, wie 
die Rechtsprechung sich entwickelt
hat, ist nunmehr in § 630 c Absatz 2 
BGB schriftlich niedergelegt. Hier heißt
es nun wörtlich:
„Der Behandelnde ist verpflichtet, dem
Patienten in verständlicher Weise zu
Beginn der Behandlung und, soweit er-
forderlich, in deren Verlauf sämtliche
für die Behandlung wesentlichen Um-
stände zu erläutern, insbesondere die
Diagnose, die voraussichtliche gesund-
heitliche Entwicklung, die Therapie und
die zu und nach der Therapie zu ergrei-
fenden Maßnahmen.“

Gesetzlich geregelt ist also nunmehr
nicht mehr, als die Rechtsprechung 
bisher bereits an Pflichten für die the-
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Zahnärztliche Extraktionen, Injektionen und die zahnärztliche Behandlung an sich sind im 
juristischen Sinne tatbestandsmäßige Körperverletzungen, welche gerechtfertigt sind, sofern
die Einwilligung des Patienten hierzu vorlag. Eine rechtswirksame Einwilligung kann der Patient
nur dann erteilen, wenn er eventuelle Risiken kennt, diese abzuschätzen weiß und sie in seine
Entscheidung über die Einwilligung einbeziehen kann. Die Rechtsprechung und insbesondere
der Bundesgerichtshof hatten in der Vergangenheit in ständiger Rechtsprechung die Anforde-
rungen an die ärztlichen und zahnärztlichen Aufklärungspflichten konkretisiert. Doch was pas-
siert, wenn der frühere Patient einen Schaden geltend macht und der Zahnarzt gerade in diesem
Behandlungsfall nicht oder nur unzureichend aufgeklärt hat oder aber die Dokumentation der
Aufklärung nicht auffindbar ist?
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rapeutische Aufklärung konkretisiert
hatte. Es stellt sich die Frage, ob hier
nicht sogar von einem weniger aus-
zugehen ist. Das Gesetz spricht im Zu-
sammenhang mit der therapeutischen
Aufklärung nunmehr nicht von Aufklä-
rung, sondern von „erläutern“ und sie-
delt diese Pflicht nicht in Rahmen von 
§ 630 e unter der Überschrift Aufklä-
rungspflichten an, sondern im Rah-
men der Informationspflichten, die ju-
ristisch gesehen ein „Weniger“ bedeuten.
Deutlich wird insofern auch, dass der
Gesetzgeber klar davon ausgeht, dass
sich Pflichtverletzungen aus dieser
Norm nicht als Aufklärungsfehler, 
sondern als Behandlungsfehler dar-
stellen, somit also die Beweislast beim
Patienten verbleibt.

Dies wird nochmals durch die Rege-
lung des § 630 c Absatz 2 Satz 2 BGB 
unterstrichen, die insoweit eine wirk-
liche Neuerung bringt. Dieser lautet:
„Sind für den Behandelnden Umstände
erkennbar, die die Annahme eines Be-
handlungsfehlers begründen, hat er 
den Patienten über diese auf Nach-
frage oder zur Abwendung gesundheit-
licher Gefahren zu informieren.“

Zwar war es auch bisher nicht erlaubt
durch Inkaufnahme einer Gesund-
heitsgefährdung des Patienten Be-

handlungsfehler zu vertuschen, viel-
mehr hatte der (Zahn-)Arzt auch be-
reits vorher die Pflicht, gesundheitliche
Gefahren des Patienten abzuwehren,
auch wenn er dabei Umstände offen-
bart, die unter Umständen auf einen 
Behandlungsfehler schließen lassen.
Neu hierbei ist jedoch, dass diese In-
formation erst auf Nachfrage des Pa-
tienten zu erteilen ist und zwar auch
dann, wenn es nicht zur Abwehr we-
sentlicher Gefahren erforderlich sein
soll. Der (Zahn-)Arzt muss nach der
neuen Norm nun also jeden Behand-
lungsfehler, auch wenn er nicht zu 
einer Gefährdung des Patienten ge-
führt hat, auf Nachfrage des Patienten
offenbaren. Dies umfasst dem Wortlaut
nach nicht nur eigene Behandlungs-
fehler, sondern auch die fremder Kol-
legen. Selbst die Einräumung eigener
Fehler ist unserer Rechtsordnung zu-
meist fremd und wird außer dem 
(Zahn-)Arzt nur noch dem Rechtsan-
walt auferlegt. Um dies abzumildern
und rechtsstaatliche Grundsätze zu
wahren, hat der Gesetzgeber sich dann
zur Abmilderung durch Satz 3 des 
§ 630 c Abs. 2 entschieden, welcher 
ein Beweisverwertungsverbot für
Straf- und Bußgeldverfahren regelt 
und lautet:
„Ist dem Behandelnden oder einem 
seiner in § 52 Absatz 1 der Strafpro-
zessordnung bezeichneten Angehöri-
gen ein Behandlungsfehler unterlau-
fen, darf die Information nach Satz 2 
zu Beweiszwecken in einem gegen 
den Behandelnden oder gegen seinen
Angehörigen geführten Straf- oder
Bußgeldverfahren nur mit Zustim-
mung des Behandelnden verwendet
werden.“

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass der
Behandler wie bisher ungefragt über
Behandlungsfehler informieren muss,
sofern dies zur Abwendung gesund-
heitlicher Gefahren erforderlich ist.
Hinzu kommt, dass er auf Nachfrage 
sogar erkennbare eigene und fremde
Fehler offenbaren muss, auch wenn 
dies nicht für die Abwendung gesund-
heitlicher Gefahren erforderlich ist.
Auch sofern die Aufklärung Mängel in
wirtschaftlicher Hinsicht hatte, der 
Patient mithin nicht oder nicht genü-
gend über die Kosten der Behandlung

aufgeklärt war, hatte die Rechtspre-
chung als Nebenpflicht des mit dem
(Zahn-)Arzt geschlossenen Behand-
lungsvertrags eine wirtschaftliche 
Aufklärungspflicht entwickelt. Aufklä-
rungsmängel in diesem Zusammen-
hang musste der Patient beweisen.

Nun ist dies in § 630 c Absatz 3 BGB 
gesetzlich geregelt. 

„Weiß der Behandelnde, dass eine voll-
ständige Übernahme der Behandlungs-
kosten durch einen Dritten nicht gesi-
chert ist oder ergeben sich nach den
Umständen hierfür hinreichende An-
haltspunkte, muss er den Patienten vor
Beginn der Behandlung über die vo-
raussichtlichen Kosten der Behand-
lung in Textform informieren. Wei-
tergehende Formanforderungen aus 
anderen Vorschriften bleiben unbe-
rührt.“

Ausnahmen von dieser wirtschaftlichen
Aufklärungspflicht normiert Absatz 4
der Vorschrift, für den Fall, dass die Be-
handlung unaufschiebbar ist oder der
Patient auf die wirtschaftliche Aufklä-
rung verzichtet hat. Insoweit entspricht
die gesetzliche Vorschrift der hierzu in
den vergangenen Jahren ergangenen
Rechtsprechung und bedeutet keine
Änderung des Aufklärungsverhaltens.

Die Eingriffs- und Risikoaufklärung

Die ursprüngliche Eingriffs- und Ri-
sikoaufklärung, also die Aufklärung im
klassischem Sinne, hat der Gesetzgeber
dann in § 630 e BGB geregelt.
Absatz 1 Satz 1 legt dem Behandler 
die Pflicht auf, den Patienten über 
alle „für die Einwilligung wesentlichen 
Umstände“ aufzuklären. Hierzu soll
nach Absatz 1 Satz 2 dieser Vorschrift
auch und insbesondere gehören, dass
über Art, Umfang, Durchführung, zu 
erwartende Folgen und Risiken der
Maßnahme sowie Notwendigkeit und
Dringlichkeit, Eignung und Erfolgs-
aussichten im Hinblick auf Diagnose
und Therapie aufgeklärt wird. Hierbei
soll der (Zahn-)Arzt auch auf Alterna-
tiven zur Maßnahme hinweisen, wenn
mehrere gleichermaßen indizierte und
übliche Methoden zu wesentlichen un-
terschiedlichen Belastungen, Risiken
und Heilungschancen führen können.
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Auch diese gesetzliche Normierung 
bietet nichts Neues und manifestiert
nur bisherige ständige Rechtspre-
chung. Im Bereich der Wurzelbehand-
lung hatte diese insoweit festgelegt,
dass der Zahnarzt über alle mit der 
Wurzelbehandlung typischen Schäden
aufzuklären hat. Was hierunter zu 
verstehen ist, hat die Rechtsprechung 
in Einzelfallentscheidungen herausge-
arbeitet. 

Vor einer Wurzelbehandlung müssen
Zahnärzte hiernach aufklären über 
– leichte bis heftige Schmerzen kurz

nach der Wurzelbehandlung für ei-
nige Stunden oder Tage, 

– unvollständige, nicht bis zum Ende
der Wurzelspitze durchgängige Wur-
zelkanäle,

– unvollständige Wirkung der Betäu-
bung, 

– Schwellung/Abszesse kurz nach der
Wurzelbehandlung oder später,

– Abbrechen von Wurzelkanalinstru-
menten im Wurzelkanal, 

– Verletzung des Gewebes an der 
Wurzelspitze, 

– Überfüllung von Wurzelkanälen bzw.
Austreten des Füllmaterials aus der
Wurzelspitze,

– zusätzliche unnatürliche Zahnöff-
nungen durch das Aufbohren,

– die Verfärbung bzw. das Abdunkeln
des wurzelgefüllten Zahns,

– Absplitterungen, Abbrechen oder
Zerbrechen wurzelgefüllter Zähne, 

– Fortbestehen bzw. erneutes Auftre-
ten von Schmerzen oder Beschwer-
den.

Insbesondere in der zahnheilkundli-
chen Praxis hatte die Rechtsprechung
eine Aufklärungspflicht bei alternati-
ven Behandlungsmöglichkeiten bereits
als Standard erachtet. Dies auch, wenn
der Zahnarzt die von ihm gewählte 
Behandlungsmethode favorisierte. 
So hatte das OLG Koblenz mit Urteil 
vom 04.04.2000 – 1 U 1295/98 eine 
Verletzung der Aufklärungspflicht ei-
ner Zahnärztin bejaht, die sich bei 
einer Wurzelzyste für ein chirurgi-
sches Vorgehen durch Wurzelspitzen-
resektion und Wurzelspitzenkürzung
entschieden. Der Sachverständige hatte
dann festgestellt, dass eine konserva-
tive Therapie durch Trepanation des
Zahnes und Wurzelkanalbehandlung
eine vergleichbare Erfolgsaussicht ge-
habt hätte, wobei das Risiko der Ver-
letzung des Unterkiefernervs erheblich
geringer gewesen wäre.
Das OLG Köln hatte mit Urteil vom
30.09.1998 – 5 U 122/97 ebenfalls eine
Aufklärungspflichtverletzung ange-
nommen, weil als Alternative zu einer
vorgenommenen zahnprothetischen
Oberkieferversorgung mittels einer
Gaumenplatte auch eine teleskopie-
rende, bügelfreie Brückenprothese mit
einer nur auf dem Kieferkamm ausge-
dehnten Gerüstauslegung in Betracht
kam. Die Voraussetzungen für gute 

parodontale Verankerung der Rest-
zähne und ein ausreichend ausge-
prägter Alveolarfortsatz waren hier-
bei gegeben.
Eine Verpflichtung zur Aufklärung
wurde vom OLG Stuttgart mit Urteil
vom 02.01.1997 – 14 U 10/96 bereits 
angenommen, wenn verschiedene 
Gestaltungsmöglichkeiten für eine 
Oberkieferprothese wegen der unter-
schiedlichen Missempfindungen und
Gewöhnungsprobleme zu jeweils un-
terschiedlichen Belastungen für den
Patienten führen.
Wird eine inzwischen weniger ge-
bräuchliche und risikobehaftetere Me-
thode angewandt und gibt es eine 
Behandlungsalternative, so muss erst
recht aufgeklärt werden. Dies hat 
das OLG Stuttgart mit Urteil vom
17.04.2001 – 14 U 74/00 für den Fall 
entschieden, dass ein subperiostales
statt einem enossalen Implantat ver-
wendet werden sollte, der Patient je-
doch nicht darauf hingewiesen wurde,
dass bei einem subperiostalen Implan-
tat das Risiko einer chronischen Ent-
zündung besteht, die Misserfolgsquote
deutlich höher als beim enossalen Im-
plantat ist und bei einer Entzündung
das komplette Implantat entfernt wer-
den muss, wohingegen das beim enos-
salen Implantat nur für den betroffe-
nen Teil gilt.
§ 630 c Absatz 2 BGB regelt nun die 
Form der Aufklärung, die wie bisher 
nur mündlich erfolgen muss. Ergänzend
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kann auf schriftliche Unterlagen Be-
zug genommen werden. Neu hierbei 
ist, dass der Patient die Unterlagen, 
auf die Bezug genommen wird, auch 
in Textform ausgehändigt bekommen
muss. Dabei ist dringend zu empfehlen,
sich die Aushändigung und die Erläute-
rung zu Dokumentationszwecken quit-
tieren zu lassen. 
Die Aufklärung muss nach Absatz 2 
Nr. 2 außerdem rechtzeitig erfolgen.
Was hierunter zu verstehen ist, ist eine
Frage des Einzelfalles, mit der sich die
Rechtsprechung auch bereits in der 
Vergangenheit beschäftigt hat. 
Bei der Umsetzung dieses Grundsatzes 
in die Praxis ist allerdings zu berück-
sichtigen, dass sich Unterschiede zwi-
schen einem Eingriff im Rahmen eines
stationären Krankenhausaufenthalts
und einer ambulanten Behandlung er-
geben können.
Bei einem Eingriff mit stationärem
Krankenhausaufenthalt, im zahnheil-
kundlichen Bereich etwa ein größerer
kieferchirurgischer Eingriff, ist die Auf-
klärung grundsätzlich schon dann vor-
zunehmen, wenn der Zahnarzt zum
operativen Eingriff rät und zugleich 
einen festen Operationstermin verein-
bart. Sofern der Eingriff geringe Risiken
oder wenig einschneidende Risiken be-
inhaltet, kann allerdings eine Aufklä-
rung am Tag vor der Operation noch
rechtzeitig sein (BGH vom 14.06.1994 
VI ZR 178/93). Dies gilt auch bei grö-
ßeren ambulanten Operationen mit 
beträchtlichen Risiken, wie sie etwa 
bei der Entfernung von Weisheits-
zähnen oder einer vollständigen Ge-
bisssanierung gegeben sein können.
Hingegen reicht es bei normalen am-
bulanten Eingriffen, die in der zahn-
ärztlichen Praxis die Regel darstellen
dürften, grundsätzlich aus, wenn die
Aufklärung am Tag des Eingriffs erfolgt.
Jedoch muss in jedem Fall gewährleis-
tet sein, dass der Patient eine eigen-
ständige Entscheidung darüber treffen
kann, ob er den Eingriff durchführen
lassen will oder nicht (BGH Urteil vom
04.04.1995 – VI ZR 95/94). Bei einem 
normalen Narkoserisiko, wie etwa bei
der zahnärztlich üblichen Leitungsan-
ästhesie, wurde bisher eine Aufklärung
am Vorabend einer Operation als aus-
reichend angesehen (BGH Urteil vom
07.04.1992 – VI ZR 192/91).

Des Weiteren muss die Aufklärung nach
§ 630 e Absatz 2 Nr. 3 BGB für den Pa-
tienten verständlich sein. Dies bedeutet
laut der Gesetzesbegründung, dass die
Aufklärung in einer Sprache zu erfolgen
hat, die der Patient versteht. Im Zweifel
sollte ein Dolmetscher herangezogen
werden. Ist dies nicht möglich, kann die
Aufklärung nicht wirksam erfolgen und
die Behandlung ist zu unterlassen.
Dem Patienten sind des Weiteren Ab-
schriften von Unterlagen, die er im Zu-
sammenhang mit der Aufklärung oder
Einwilligung unterzeichnet hat, auszu-
händigen.
§ 630 e Absatz 3 BGB regelt wiederum
Ausnahmen zur Aufklärungspflicht.
Diese kann unterbleiben, sofern die 
Behandlung unaufschiebbar ist oder
der Patient ausdrücklich verzichtet. 
Insoweit ist § 630 e inhaltsgleich mit 
§ 630 c.
Ist der Patient nicht einwilligungsfä-
hig, so ist nach § 630 e Absatz 4 BGB 
die Aufklärung gegenüber einem zur
Einwilligung Berechtigten gegenüber
vorzunehmen. Hierbei ist zu beachten,
dass die Einwilligungsfähigkeit keine
zivilrechtliche Geschäftsfähigkeit vo-
raussetzt. Einwilligungsfähigkeit ist
nach der Rechtsprechung dann gege-
ben, wenn der Patient im Hinblick auf
den anstehenden Eingriff nach seiner
natürlichen Einsichts- und Steuerungs-
fähigkeit die Bedeutung, Tragweite und
Risiken erfassen und seinen Willen 
hiernach bestimmen kann. Die Be-
urteilung der Einwilligungsfähigkeit 
obliegt dem behandelnden Arzt. Im
Grundsatz lässt sich formulieren, dass 
je komplexer und risikoreicher die Be-
handlung ist, desto höher die Anforde-
rungen an die Einwilligungsfähigkeit
des Patienten zu stellen sind. Wer im
Falle der Einwilligungsunfähigkeit als
Berechtigter anzusehen ist, ist häufig
schwierig. Fehlerhaft ist jedenfalls ein-
fach davon auszugehen, dass dies die
nächsten Angehörigen sind. Bei Ein-
willigungsunfähigkeit des Patienten
kann unter Umständen die Pflicht des
Arztes entstehen, eine Betreuung nach 
§ 1896 BGB beim zuständigen Be-
treuungsgericht anzuregen. Neben die 
Aufklärung des Berechtigten tritt ge-
mäß § 630 e Absatz 5 BGB auch die
Pflicht des Zahnarztes, auch den Ein-
willigungsunfähigen entsprechend sei-

nem Verständnis aufzuklären. Diese
Vorschrift wurde insbesondere einge-
führt, da der BGH bisher von einem 
Vetorecht minderjähriger, einwilli-
gungsunfähiger Patienten ausging, so-
fern der Eingriff nur relativ indiziert 
war und die Möglichkeit erheblicher
Folgen für die weitere Lebensführung
barg (BGH Urteil vom 10.10.2006 – 
VI ZR 74/05). Eine nur relative Indika-
tion liegt zum Beispiel bei der Weis-
heitszahnextraktion vor. 
Zusammenfassend bleibt festzustel-
len, dass das Patientenrechtegesetz in
puncto Aufklärung keinerlei nennens-
werten Neuerungen bringen wird, son-
dern nur die gesetzlich normierte 
Form der bisherigen obergerichtlichen
Rechtsprechung darstellt.

Praxishinweis

Der Schlüssel der zahnärztlichen Auf-
klärungspflichten liegt in der Doku-
mentation, diese kann helfen ihn zu 
exkulpieren, da sie zumindest den An-
scheinsbeweis für eine erfolgte Auf-
klärung bietet. Da die Pflichten des
Zahnarztes in puncto Aufklärung man-
nigfaltig sind und dieser Artikel nur 
einen kleinen Überblick bieten kann, ist
im Zweifel auf rechtliche Hilfe zurück-
zugreifen.
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